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zirksarzt erheben. Wird dem Einspruch nicht stattgege­
ben, entscheidet bei Beschwerde des Betroffenen eine 
beim Ministerium für Gesundheitswesen zu bildende 
Beschwerdekommission. Die Entscheidung ist endgültig. 
Sie ist schriftlich zu erteilen und zu begründen. Die 
Entscheidungen des Bezirksarztes sind mit Rechtsmittel­
belehrung zu versehen.

(2) Mitglieder der Beschwerdekommission sind:
a) zwei Vertreter des Ministeriums für Gesundheits­

wesen,
b) ein Vertreter des Zentralvorstandes der Gewerk­

schaft Gesundheitswesen,
c) zwei vom Minister für Gesundheitswesen auf Vor- 

' schlag des Rektors der Deutschen Akademie für
Ärztliche Fortbildung benannte leitende Fachärzte 
der jeweiligen Fachrichtung,

d) für Entscheidungen über Beschwerden von Ärzten 
und Zahnärzten außerhalb des Zuständigkeitsbe­
reiches des Ministeriums für Gesundheitswesen je­
weils ein weiterer Vertreter des zuständigen zen­
tralen staatlichen Organs.

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung, 
ausgenommen in den Fällen des § 18 Abs. 4, § 19 Abs. 3 
und des § 20 Abs. 3.

V.
Übergangsbestimmung

§25
(1) Ärzte, die entsprechend der Anweisung des 

Staatssekretariats für das Hoch- und Fachschulwesen 
über die Neugestaltung des Medizinstudiums ausgebil­
det wurden und die berufliche Tätigkeit aufgenommen 
haben, sowie Ärzte und Zahnärzte, die sich zum Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieser Anordnung im Pflicht­
assistentenjahr oder im allgemeinärztlichen Jahr be­
finden, erhalten ihre Fachausbildung nach den Be­
stimmungen dieser Anordnung unter Anerkennung der 
bisher erworbenen Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähig­
keiten.

(2) Ärzte und Zahnärzte, die sich zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Anordnung in Fachausbildung 
befinden, können nach fünfjähriger beruflicher Tätig­
keit (einschließlich Pflichtassistentenzeit und allgemein­
ärztlichem Jahr) den Antrag auf Durchführung der 
Prüfung und Erteilung der staatlichen Anerkennung 
stellen, wenn sie eine mindestens dreijährige Ausbil­
dung im entsprechenden Fachgebiet nachweisen kön­
nen und die erforderlichen Kenntnisse, Fertigkeiten und 
Fähigkeiten erworben haben. Ärzte und Zahnärzte, die 
sich in einer Fachausbildung befinden, die nach den bis­
herigen Bestimmungen 4 Jahre (einschließlich der 
Pflichtassistentenzeit oder des allgemeinärztlichen 
Jahres) betrug, können nach dieser Zeit Antrag auf 
Durchführung der Prüfung und Erteilung der staat­
lichen Anerkennung stellen, wenn sie eine mindestens 
dreijährige Ausbildung im Fachgebiet nachweisen kön­
nen und die erforderlichen Kenntnisse, Fertigkeiten und 
Fähigkeiten erworben haben.

(3) Ärzte und Zahnärzte, die zum Zeitpunkt des In­
krafttretens dieser Anordnung 5 Jahre und mehr 
(gerechnet vom Zeitpunkt der Aufnahme ihrer beruf­
lichen Tätigkeit nach Erteilung der Approbation) — 
davon mindestens 3 Jahre in einer Fachrichtung 
gemäß § 3 beruflich tätig sind und die erforderlichen 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten erworben 
haben, können Antrag auf Durchführung der Prüfung 
und Erteilung der staatlichen Anerkennung an die zu­
ständige Fachkommission stellen.

(4) Für Ärzte und Zahnärzte, die ihre Fachausbildung 
im Sinne dieser Anordnung ab 1. Februar 1969 beenden, 
sind die Ausbildungs- und Prüfungsstandards im vollen 
Umfang verbindlich. Die Ausbildungsleiter sind ver­
pflichtet, durch eine planmäßige und zielstrebige Wei­
terführung der begonnenen Fachausbildung die Er­
füllung der Ausbildungsstandards, gegebenenfalls unter 
Nutzung der Delegierungs- und Hospitationsmöglich­
keiten, zu gewährleisten.

(5) Ärzte und Zahnärzte, die sich im letzten und vor­
letzten Jahr ihrer Ausbildung befinden, legen die Prü­
fung in Anlehnung an die Prüfungsstandards ab.

(6) Ärzte, die sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Anordnung in Fachausbildung für Neurochirurgie 
und Kinderchirurgie befinden, beenden diese nach den 
bisherigen Regelungen über die Ausbildung für diese 
Fachrichtungen und erhalten die staatliche Anerken­
nung als Facharzt für Neurochirurgie bzw. für Kinder­
chirurgie. Sie sind verpflichtet, die im § 2 Abs. 1 ge­
nannten allgemeinen Anforderungen zu erfüllen.

VI.
Schlußbestimmungen

§26
Der Minister für Gesundheitswesen und die Leiter 

der zentralen staatlichen Organe, denen spezielle medi­
zinische Dienste zugeordnet sind, können in Vereinba­
rungen besondere Erfordernisse, die sich aus den spe­
zifischen Aufgaben dieser Dienste ergeben, regeln.

§27
Diese Anordnung ist in Verbindung mit den noch gel­

tenden Bestimmungen der Anordnung vom 11. Novem­
ber 1963 über die Weiterbildung und Tätigkeit der 
Ärzte und Zahnärzte in den staatlichen Gesundheits­
einrichtungen (GBl. II S. 873) und der Anordnung vom
11. November 1963 über die Planung und Abrechnung 
von Weiterbildungsplanstellen und Facharzt- bzw. Fach­
zahnarztplanstellen in den staatlichen Gesundheitsein­
richtungen (GBl. II S. 876) anzuwenden.

§28
(1) Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Fe­

bruar 1967 in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

1. Anordnung vom 16. April 1956 über die Ausbildung 
und staatliche Anerkennung der Fachärzte (GBl. I
S. 348);

2. Anordnung Nr. 2 vom 24.'März 1960 (GBl. I S. 236);
3. Anordnung Nr. 3 vom 7. Januar 1961 (GBl. II S. 8);
4. Anordnung Nr. 4 vom 22. Februar 1961 (GBl. II

S. 99);
5. Anordnung Nr. 5 vom 9. März 1961 (GBl. II S. 108);
6. Anordnung Nr. 6 vom 10. Oktober 1961 (GBl. II

S. 485);
7. Anordnung Nr. 7 vom 17. April 1962 (GBl. II S. 292);
8. Anordnung Nr. 8 vom 1. August 1963 (GBl. II

S. 594);
9. folgende Bestimmungen der Anordnung vom

11. November 1963 über die Weiterbildung und Tä­
tigkeit der Ärzte und Zahnärzte in den staatlichen 
Gesundheitseinrichtungen (GBl. II S. 873):
— § 1 Abs. 2 Ziffern 1 und 2;


